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Die Verantwortung der Intelligenz
Lockung und Drohung — Wie in den Gründungsjahren der UdSSR

M it mehr propagandistischem Pathos als nüchterner ökono­
mischer Überlegung hat die SED als Z iel ihres neuen Fünf­
jahrplanes die „w irtschaftliche Überflügelung“ der Bundesrepu­
b lik  angegeben. Zw ei vermeintliche Trüm pfe stützen diese Spe­
kulation: D er auf Kosten des Lebensstandards forcierte Ausbau 
der Schwerindustrie und —  die Hoffnung auf die M itarbeit der 
soAvjetzonalen Intelligenz. D iese Hoffnung ist in den letzten 
Jahren, drastisch w iderlegt worden. Zahllose Fachleute und 
"Wissenschaftler aus allen Zweigen der Volkswirtschaft haben 
der Zone den Rücken gekehrt, um nicht an der Festigung kom­
munistischer Macht mitschuldig zu werden. Das hat den A rg ­
wohn dex* Parte i gegen die Zurückgebliebenen ins Unermeßliche 
verstärkt.
So verlangt die SED heute von 

jedem Vertreter der sowjetzona- 
len Intelligenz ein klares Be­
kenntnis zum kommunistischen 
Regime. Sie argumentiert dabei, 
als habe erst sie dieser In te lli­
genz Daseinsberechtigung und 
Existenzmöglichkeit gegeben. 
Zugleich versucht sie die Zonen- 
fiucht dieser Kre ise ihres tat­
sächlichen Motives zu berauben.

D er aus Verantwortung oder 
vor der U nbill des Regimes 
Flüchtende w ird  als „abgewor- 
ben“ erklärt. Schauprozesse und 
erst unter dem Druck der Öffent­
lichkeit annullierte Todesurteile  
sind eine nackte Drohung gegen 
die Vertreter der Intelligenz, 
ohne deren 'H ilfe  die SED nicht 
einmal d ie Betriebe w ieder in 
Gang bekommen hätte.

W as kann man tun?
Diese brutale SED-Taktik, hat 

nunmehr auch die letzten der 
P o lit ik  noch abgekehrtexi Gei­
stesschaffenden der Zone vor die 
F rage  geste llt: W ie  w eit kann 
man als N ur - Fachmann die 
SED-Plane unterstützen, ohne 
an den Fo lgen  dieser Pläne m it­
schuldig zu werden ?

Es ist eine Gewissensfrage, die 
sich nur nach reiflicher Über­
legung beantworten läßt. Das 
Ende des K rieges  hat ein D rit­
te l unseres Vaterlandes in  die 
Macht einer Parte i gegeben, die 
hieraus auch Machtansprüche

über die dort wohnenden Men­
schen ableiten w ill. Sb wäre der 
in  der Sowjetzone wohnhafte 
Intellektuelle gezwungen, auf 
Grund der Teilung Deutsch­
lands die Kommunisten zu un­
terstützen. Zugleich aber weiß 
er, daß gerade seine Arbeit 
überhaupt erst die Basis fü r den 
Aufbau eines kommunistischen 
Machtapparates sein kann. Das 
SED-Zentralkomitee kann wohl 
enteignen, planen und admini­
strieren, aber es kann die W ir t­
schaft nicht in  Gang halten. 
Seine Funktionäre beherx’schen 
den Marxismus, aber nicht die 
Gesetze der Physik  . .  .

So entstand das Tauziehen um 
die „In telligenz“ . Korrum pierte 
man ihre Vertreter anfangs noch 
m it Lebensmittelpaketen, bot 
man ihnen später „Sonderver- 
träge“ mit Einkommen, die w eit 
über denen der übrigen Bevöl­
kerung lagen. Nicht, um dieTn- 
teiligenz zu fördern, sondern um 
sie im Lande zu behalten. 
G leichzeitig aber bildete man 
eine „proletarische Führungs­
schicht“  heran. D ie K inder der 
Funktionäre wurden auf Hoch­
schulen und Universitäten im 
E iltem po herangebildet, um die 
„bürgerliche In telligenz“ Zug um 
Zug zu ersetzen.

Arbeit ohne Perspektive
Es ist die gleiche Situation 

w ie  in  den Gründungsjahren

der Sowjetunion, Während die 
Bolschewik! das Bürgertum 
durch vie lfä ltige  Maßnahmen zu 
liquidieren suchten, hofierte man 
die Intelligenzler und sogar — 
die zaristischen Generale! Aber 
als diese den Sowjets eine In ­
dustrie aus dem Boden ge­
stampft und eine Armee aufge­
baut hatten, ließ man sie in  den 
Schauprozessen der dreißiger 
Jahre entweder erschießen oder 
verbannte sie in .die namenlose 
Städte des Fernen. Ostens.

W er die D inge nüchtern be­
trachtet, muß erkennen, daß die 
sowjetzonale In telligenz keine 
wesentlich bessere Perspektive 
hat. Man braucht sie eben und 
darum w ird  sie gut bezahlt. 
Morgen, wenn die Jungkommu­
nisten von den Universitäten 
kommen, w ird  man sie davon­
jagen  oder —  fa lls  das Schwie­
rigkeiten macht —  als „Agenten 
ausländischer Konzerne“  vor Ge­
richt stellen.

D ie Gewissensfrage aber muß 
jeder, m it * sich selber klären. 
W enn ein Parteifunktionär flüch­
tet, weiß die SED, daß sie ein  un­
zuverlässiges M itg lied  weniger 
hat in  ihrem Apparat. Flüchtet 
ein • In telligenzler, kann s ie- in 
-arge Bedrängnis kommen. Ihn 
kann sie erst in  Jahren ersetzen, 
V ie le  Taten; m it denen sich die 
SED heute brüstet, sind Taten 
• der unpolitischen In telligenz!

Eingeständnis der SED
- Zur „Abw erbung“ aber gab 
•dieser Tage SED -Prof. H ager in 
der Parteipresse eine eindeutige 

-Erklärung ab: V iele Intelligenz­
ler, so sagt Hager, brauchen 
nicht erst „abgeworben“  zu w er­
den. Dummheit, Bürokratentum 
und Schikanen der ihnen Vor­
gesetzten Parteifunktionäre hät­
ten sie nach dem W esten ge­
trieben. D ie  aus Verantwortung 
fortgingen, hat er vorsorglich 
nicht genannt.



Kampf um die 
Wehrgesetze
D T . D er jüngste P rotest der 

Westmächte bei dem sow jeti­
schen Vertreter in  Ostberlin, 
Botschafter Puschkin, richtete 
sich gegen die Aufstellung halb­
m ilitärischer Organisationen und 
gegen die Bewaffnung von Z ivi­
listen, also gegen einen Zustand, 
der den Unterschied zwischen 
der Propaganda und den Taten 
Pankows besonders drastisch 
sichtbar macht. W e r  in  solcher 
W eise das ziv ile  Leben des 
Staatsbürgers m ilitarisiert, der 
ist vor dem ganzen deutschen 
V olke verdächtig und ange­
klagt. D ie kommunistischen 
Machthaber sind schuldig, H it ­
le r  nachzuahmen. Das alles 
nämlich hat es damals auch ge­
geben. Sie sind sogar schuldig, 
ihn noch zu übertreffen. Fotos 
aus Ostberlin, d ie uns ganze 
Kohorten waffentragender jun­
g e r  Mädchen zeigen, gehören zu 
den besonders erschütternden 
Dokumenten unserer Zeit. W ahr­
scheinlich is t das auch eine 
volksdemokratische „Errungen­
schaft“ , die w ir  nach dem W il­
len  Moskaus in das w iederver- 
ein igte Deutschland übernehmen 
sollen.

W o herrscht Militarismus ?
A n der totalen M ilitarisierung 

des zivilen  Lebens in der Zone  
is t  am  ehesten zu sehen, w er 
w en in Deutschland bedroht und 
w o die Jugend im kriegerischen 
Geiste erzogen w ird . In  der 
Bundesrepublik ist alles, was 
zur Verteid igung notwendig ist, 
von den heutigen -ersten Anfän­
gen an im  echten M ilitärdienst 
streng „kanalisiert“. Außerhalb 
dieses Dienstes, dessen gesetz* 
liehe Grundlage in den näch­
sten Wochen erst geschaffen 
werden muß, g ib t es nichts, 
was der militärischen Ausbil­
dung dient, —  w eder im  ge­
heimen noch in  der halben 
Offenheit paramilitärischer E in­
richtungen, D er neu herange­
wachsenen Jugend feh lt jeder 
D rang zum Militärischen. Sie 
is t in  ihrer H altung zum W ehr­
dienst gespalten w ie  der ge­
setzgebende Bundestag selbst: 
d ie einen lehnen ihn ab, die 
anderen nehmen ihn hin und 
erfü llen  ihre P flich t, w ie  das 
Gesetz sie ruft. Niem and aber

is t da, der ihnen die Lust zum 
M ilitärischen sozusagen „ein­
im pft“ , niemand, der ihnen vor­
her ein Gewehr oder eine Ma­
schinenpistole in  die Hand 
drückt und sie m it flammenden 

' Beden aufruft, sich in  der 
Handhabung dieser Schießeisen 
zu üben. Nach der kommunisti­
schen Propaganda sitzen den­
noch in  der Bundesrepublik die 
M ilita ris ten . und Kriegshetzer 
und in  der Zonenrepublik die 
Tugendbolde des Friedens.

In  der Bundesrepublik g ib t es 
aber etwas, w as umgekehrt in 
der Zone nicht zu sehen ist, 
w eil es m it harter Faust nieder­
gehalten w ird : eine vom  Staat 
in  keiner W eise behinderte 
pazifistische Meinung, die fre i 
vertreten w erden kann. Es g ibt 
das in  der Verfassung sanktio­
nierte Hecht zur Verweigerung 
des Kriegsdienstes aus eth i­
schen Gründen —  ein Hecht, das 
demnächst im  W ehrpflichtgesetz 
seine endgültige Begelung fin ­
den w ird. Es g ib t in der Bun­
desrepublik sogar eine Haltung, 
die sehr übel ist und nicht gut 
geduldet werden kann, nämlich 
eine fast anarchische H etze  ge­
gen  den W ehrdienst.

A u f einer Kundgebung der 
sozialistischen Jugend in Frank­
fu rt wurde kürzlich offen zur 
Sabotage der W ehrpflicht auf­
gerufen, und zwar m it fo lgen ­
den hübschen Form ulierungen: 
„Zerreiß t eure Gestellungsbe­
feh le! Laß t euch in die Gefäng­
nisse schleppen, w ir  holen euch 
w ieder heraus! Zeigt Adenauer 
die Zähne, dann werden w ir  

> S ieger se in !“  Es sind nur w e­
nige, die auf diese W eise dem 
Kommunismus ihren Dienst le i­
sten. W ir  werden m it ihnen 
ohne w eiteres fe r t ig  werden. 
H ie r  ist aber auch eine F rage 
an die SPD  gestellt, die doch 
schließlich fü r  die Lega litä t und 
den staatsbürgerlichen Anstand 
der ih r zugehörigen Jugend 
m itverantwortlich ist.

Vor den letzten Hürden
Nun hat es allerdings die SPD 

m it ihrem jahrelangen Kam pf 
gegen die Verträge leider der 
Jugend nicht leicht gemacht, das 
im  H inblick auf d ie deutsche 
Verteid igung Notw endige zu 
verstehen und zu bejahen. So­
eben noch hat der sozialdemo­
kratische Abgeordnete E rler ge­
schrieben, seine Parte i „hätte es 
begrüßt, wenn es gelungen
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wäre, unserem Volke die A u f­
stellung einer Arm ee möglichst 
ganz oder möglichst lange zu er­
sparen". W er eigentlich unter 
uns würde eine solche M öglich­
keit, wenn sie uns realpolitisch 
geboten worden wäre, nicht nur 
begrüßt, sondern auch ergriffen  
haben! W ir  würden auch sonst 
noch manches begrüßen, was 
durch sein Dasein oder N icht­
dasein die W elt schöner machen 
könnte. Aber das sind meist 
Illusionen.

Tatsächlich hat die SPD, 
nachdem unter den außenpoliti­
schen Kam pf um die Verträge 
ein Schlußstrich gezogen war, 
durch M itarbeit an der gesetz­
lichen Grundlegung des W ehr­
dienstes ihre Haltung praktisch 
geändert. S ie verdient dafür An­
erkennung. Ih re M itarbeit w ar 
im  Sinne einer organischen  E in­
fügung der Soldaten in  den de­
mokratischen Staat, die uns 
allen als besonders w ichtig  er­
scheint, sogar fruchtbar. Den­
noch g ib t es heute noch eine 
R eihe von Gegensätzen, von 
deren Ausgleich die SPD ihre 
Zustimmung zu den Wehrgeset- 
zen abhängig macht. Sie fordert 
zum Beispiel die Bestellung 
eines besonderen W ehrbeauf­
tragten des Parlaments, der als 
ständiges Prüfungsorgan dem 
Bundestag zur Verfügung ste­
hen soll und der auch von jedem 
einzelnen Soldaten und Bürger 
angerufen werden kann.

Hinsichtlich einer stärkeren 
Einschaltung des Parlaments in 
die Kontro lle des m ilitärischen 
Apparats sind Lösungen m ög­
lich, die den sozialdemokrati­
schen Forderungen sachlich 
Rechnung tragen. D ie  Forde­
rung nach der unmittelbaren 
parlamentarischen Verantwor­
tung des Verteidigungsm inisters 
rührt indessen so sehr an einen 
der entscheidenden Grundsätze 
der Bundesverfassung, daß sie 
nicht erfü llt werden kann. Nach 
dem Grundgesetz bestimmt der 
Bundeskanzler die R ichtlinien 
der P o litik  und trägt dafür 
allein die Verantwortung gegen­
über dem Bundestag. Folg lich  
g ib t es das Mißtrauensvotum 
nur gegen  den Bundeskanzler, 
und zwar in der konstruktiven 
Form , daß der Bundestag zu­
gleich einen Nachfo lger wählt. 
Dieses P rinzip  wrürde in  bedenk­
licher W eise entwTertet, wenn 
der Verteid igungsm inister aus 

(Fortsetzung Seite 7)



Protest gegen SEB«MilIz
A lliierte Note an Puschkin — Sicherheit Berlins b e d ro h t  

Bonn (Ä P/B PÄ ). Bi® Botschafter der drei Westmächte haben 
beim  sowjetischen Botschafter in Ostberlin, Puschkin, in gleich­
lautenden Schreiben gegen die Bewaffnung von Zivilisten im 
Sow jetsektor von Berlin protestiert. Sie brachten ihre wachsende 
Besorgnis über d ie Gründung von halbmilitärischen Organisa­
tionen und deren Tä tigkeit in  Ostberlin zum Ausdruck.

ser A rt könnten äußerst schwer­
w iegende Fo lgen  haben.

L ieber Le&er!
W ir  wollen gern wissen, w ie  die 
Verteilung unserer Wochenaus­
gabe in. der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie  
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb b itten  
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an fo lgende Adresse zu 
schicken:

Herrn  E . K  e g  u i  
Berlin-Temxielhof 1 

Manfred-v.-Bichthofen-Str. 3, IX

F a lls  Sie den kleinen TA G  
m it der Post erhalten, entfernen 
Sie bitte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in  einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

Gustav Pietsch f
Berlin (D PA ). Der stellvertre­

tende Vorsitzende des Landes­
bezirkes Berlin  des DGB, Gustav 
Pietsch, ist nach kurzer schwe­
rer Krankheit im  65. Lebensjahr 
verstorben. Pietsch gehörte der 
Gewerkschaft seit 1907 an.

Bedrohliche Form en habe diese 
Tä tigkeit angenommen, als am 
15. Januar bei einer Demonstra­
tion Tausende von Zivilisten, d ie 
m it Maschinenpistolen und an­
deren W affen ausgerüstet waren, 
durch, östberlin  marschierten. 
Sogar Jugendliche m it Schuß­
waffen hätten an diesem A u f­
marsch teilgenommen.

In  dem Schreiben, heißt es: 
„D ie  Tatsache, daß halbm ilitäri­
sche Gruppen gegründet und fü r 
Provokationen und Demonstra­
tionen benutzt werden, ist von 
so w eittragender Bedeutung, 
daß sie meiner Regierung nicht 
gle ichgü ltig  sein kann." D ie w ei­
tere Tä tigkeit solcher Gruppen 
müsse notwendigerweise zu 
einer Beunruhigung der Bevölr 
kerung führen und die inter­
nationalen Spannungen in  Ber­
lin noch erhöhen. Aktionen die-

Es w ird  w eiter darauf hinge­
wiesen, daß sich die USA, Groß­
britannien und Frankreich ver­
pflichtet hätten, die Sicherheit 
und das W ohlergehen der B e­
völkerung ihrer Sektoren gegen 
a lle Angriffe , wroher sie auch 
kommen mögen, zu schützen. 
D ie  Westmächte könnten sich 
nicht damit einverstanden erklä­
ren, daß die Sow jetregierung 
die Verantwortung fü r Handlun­
gen  ablehne, die zu einem sol­
chen Angriff führen könnten.

D ie Botschafter erinnern dar­
an, daß der Zivilbevölkerung das 
Tragen  von W affen durch eine 
Reihe von Gesetzen, die von den 
v ie r  Mächten erlassen wurden, 
verboten ist. Von den westallier- 
ten Kommandanten seien diese 
Gesetze in ihren Sektoren sorg­
fä lt ig  be fo lgt worden.

Die Diskussion um  Botschafter Sorio
D T. Diplomatische Beziehun­

gen m it der Sowjetunion sind 
nicht leicht. Das wnssen alle 
Länder, die sie m it Moskau 
unterhalten. D ie Schwierigkeiten 
kommen eigentlich nicht von 
dem ideologischen Gegensatz, 
der durch eine wechselseitige 
Toleranz wenigstens im  diplo­
matischen Verkehr neutralisiert 
werden könnte. Sie kommen 
vielm ehr aus dem dynamischen 
Charakter der sowjetischen 
Diplomatie. Der Glaube (oder 
Aberglaube) an den erstrebten 
W elts ieg  des Kommunismus 
verpflichtet nämlich auch sie 
zur militanten Förderung die­
ses Zieles —  oberirdisch und 
unterirdisch. Das ist heute nicht 
mehr jene von vollendetem Takt 
beherrschte Diplomatie früherer 
Zeiten.

Das alles muß man beachten, 
w'-enn man feststellt, daß der 
Anfang der neu geknüpften 
diplomatischen Beziehungen 
zwischen Deutschland und der 
Sowjetunion offenbar recht

schw ierig verläuft. Da g ib t es 
sehr v ie l Mißtrauen und in 
Bonn fo lglich  auch eine Wach­
samkeit, die im diplomatischen 
Verkehr m it freiheitlichen Län ­
dern nicht üblich ist. In  Mos­
kau selbst konnten, da Bot­
schafter Haas noch nicht am­
tiert, deutsche Erfahrungen bis­
her noch nicht gemacht w er­
den, außer denen des Vorkom­
mandos, die nach In form atio­
nen zuständiger Kre ise nicht 
die besten sind. In  Bonn da­
gegen sind w iederholt K lagen 
laut geworden, zu deren Spre­
cher sich das Auswärtige Amt 
selbst gemacht hat. V or allem 
w ird beanstandet, daß Bot­
schafter Sorin eine Tätigkeit 
entfalte, die über den üblichen 
diplomatischen. Rahmen liinaus- 
gehe.

Wenn das zutrifft, dann ist es 
begreiflich, daß das in Bonn 
nicht gefällt. W ir  halten jedoch 
die hier sichtbar gewordene 
Spannung für bedauerlich. Ein 
Gutes mag in der fü r Sorin nun

zugänglichen Erkenntnis liegen, 
daß eine wirkliche. Norm alisie­
rung der deutschen Beziehungen 
m it einer Macht, die sich- der 
fre ien  W iedervereinigung unse­
res Landes in den W eg  stellt, 
sehr schwierig und sogar un­
möglich ist, solange diese H a l­
tung andauert.

A u f deutscher Seite sollte man 
bei a ller mißtrauischen W ach­
samkeit, zu der die aggressive 
Ideologie der sowjetischen P o li­
tik  und ihrer Vertreter gerade­
zu herausfordert, im Rahmen 
der unverzichtbaren Gegenseitig­
keit doch nicht in eine sterile 
Verschlossenheit verfallen. Wenn 
es richtig w^ar, die diplomati­
schen Beziehungen m it Moskau 
neu zu knüpfen — wdr selbst 
bejahen diese Frage — , dann 
■wird es auch richtig sein zu 
versuchen, sie zu einem frucht­
baren Instrument der deutschen 
und der internationalen Po litik  
zu machen, Probleme, an denen 
sie erprobt werden können, feh ­
len uns jedenfalls nicht.



Pankow und die Kirchen
Johannes Dieckmann schreibt einen „offenen Brief“

D T . Im  Ostberliner „M orgen" 
veröffentlicht der Präsident der 
sogenannten Volkskammer, Jo­
hannes Dieckmann, eine „Offene 
A ntw ort an einen evangelischen 
Freund in "Westdeutschland“ , 
der sich besorgt darüber g e ­
äußert hatte, daß der Pankower 
Staat „das kirchliche Leben so 
erschwere“. Das ist also eine 
Antw ort aus einem tota litären  
Staat, der vom  K indergarten an 
über die Schule, die „Staats­
jugend“  und a lle „gesellschaft­
lichen Organisationen“  das 
Denken, Fühlen und Handeln 
seiner Bürger kommunistisch zu 
normen sucht. Es ist die A n t­
w ort eines prominenten „libe­
ralen“ Dieners dieses kommu­
nistischen Systems.

„D ie W ahrheit ist“ , so lesen 
w ir, „daß unser Staat nicht nur 
keinen ,K irchenkam pf‘ führt, 
sondern auch nicht das gering­
ste Interesse daran hat.“  N ie ­
mand, buchstäblich niemand 
stö rt die christlichen Menschen 
der Zone, „wenn sie ihrem 
Glauben dienen und ihm leben 
wollen, wenn sie ihre K inder 
taufen und konfirm ieren lassen,

wenn sie sich kirchlich trauen 
und beerdigen lassen“ . D ie 
Friedensstörer sind vielmehr 
auf der anderen Seite, vor allem 
an der Spitze der Kirchen 
selbst: „Kann man auch von 
der anderen Seite m it gutem 
Gewissen sagen, daß sie kein 
Interesse an einem K on flik t 
zwischen Staat und Kirche ha­
ben.“ Natürlich kann man das 
nicht, und so fo lg t  der liberal­
kommunistische Dieckmann ge ­
nau den Beschuldigungen, die 
kürzlich bereits Genosse Ulbricht 
gegen die christlichen Kirchen 
und ihre Bischöfe gerichtet hat.

D ie W ahrheit ist tatsächlich, 
daß der Druck auf die Kirchen 
und ihre Unterdrückung zum 
Zwecke der „Gleichschaltung“ 
die selbstverständliche Übung 
aller totalitären Systeme ist. 
Das ist auch fü r die kommuni­
stische Republik der Zone tau­
sendfach belegt. Es handelt 
sich hier um eine Teilerschei­
nung des allgemeinen Kam pfes 
gegen jede fre ie  Meinung und 
Überzeugung, die der staatlichen 
Lenkung und Norm ung w ider­
strebt; es i s t ' ein Kam pf, der

Oberschütze Ebert
Der Schießgtaud im

„ Im  ** Rathaus Schöneberg 
wurde dieser T a ge  ein Schieß­
stand eingeweiht, den die 
Kriegstre iber der Frontstadt 
W estberlin  einrichten ließen, 
um sich während ihres täglichen 
Dienstes fü r den Ostlandritt 
ihrer faschistischen A u ftrag­
geber in Bonn ausbilden zu las­
sen. D er K riegshetzer .Bürger­
m eister' Amrehn und der A rb e i­
terverräter .Parlamentspräsi­
dent' W illy  Brandt eröffneten 
das tägliche Massenschießen der 
W estberliner NATO -M ilizen  m it 
verleumderischen Behauptungen* 
im  demokratischen Sektor der 
deutschen Hauptstadt würden 
m ilizartige Bürgerkriegsver­
bände auf gestellt und bewaff- 

. net, die die Sicherheit der in 
W estberlin  lebenden K riegs­
hetzer bedrohen. D ie  W erk tä ti­
gen W estberlins werden hier­
m it vom rechtmäßigen M agistrat 
Oberbürgermeister Eberts auf­
gefordert, vor dem Schöijeberger 
Rathaus gegen diese neue P ro ­
vokation zu demonstrieren und

Ostberliner Rathaus
den Frontstadtsenat zu verja ­
gen, der die W estberliner Be­
völkerung in  einen neuen K r ie g  
hetzen w ill.“

So etwa müßte die Ostberliner 
Presse schreiben, wenn im  R a t­
haus Schöneberg ein Schieß- 
stand eingerichtet würde . . .

A ber m itnichten: Im  Schöne­
berger Rathaus denkt man nicht 
daran. Doch „Oberbürgermei­
ster“ Ebert, der „Niemals-Ge- 
w ählte“ , ist auf dem „richtigen“ 
W ege , zum Oberschützen er­
nannt zu werden. Denn w ir  
entnahmen dem Ostberliner 
„Organ des Zentralvorstandes 
der Gesellschaft fü r Sport und 
Technik“ „Das Banner“  diese
N o tiz :____________________ ___

„Nach dem Beispiel des M in i­
steriums fü r Finanzen wurde 
nun auch im  M agistrat von 
Groß-Berlin ein Schießstand 
eingeweiht, ebenso im  HO- 
Warenhaus am Alexanderplatz, 
im  Ministerium fü r Aufbau und 
im  Haus des Verbandes Deut-^ 
scher Konsumgenossenschaften. “

sich in  allen |^ebensbereichen 
abspielt. Zum ’-Beispiel haben 
bereits' vie le Zehntausende von 
E ltern die Flucht nach W est­
deutschland angetreten, um 
wenigstens ihre K inder vor der 
kommunistisch-atheistischenVer- 
seuchung zu retten, die jedes 
Schulbuch und jeder Schulungs­
abend verbreitet. D er Stören­
fried  aber is t im m er der, der 
sich gegen diesen totalitären 
Mißbrauch der staatlichen Ge­
walt und gegen die Vorenthal­
tung guter Rechte wehrt, die 
in  der Verfassung selbst be­
gründet sind.

Ob er etwas dazu tun könne, 
so wurde Dieckmann gefragt, 
daß die Erschwerung des kirch­
lichen Lebens aufhöre. Natür­
lich kann, er, der flo tte M itläu­
fer, nichts tun —  außer er hätte 
den Mut, im Namen des L ibera ­
lismus, der seiner Parte i noch 
den allerdings leeren Namen 
gibt, einmal als Präsident der 
sogenannten Volkskammer m 
öffentlichen Protest die abso­
lute W ährung der Verfassung 
und der in ihr verbrieften 
Rechte zu fordern. Da ihm die­
ses R isiko zu groß ist, be­
gnügt er sich damit, den K ir ­
chen zu drohen und ihnen fo l­
genden guten R a t zu geben: 
„Es lieg t bei den Kirchenleitun­
gen, ob der von ihnen  geschaf­
fene K on flik t weiterfressen und 
sich w eiter verschärfen soll, 
oder ob die Religionsgem ein­
schaften auch in  der Deutschen 
Demokratischen Republik den 
gleichen W eg  finden und gehen 
wollen, den ihre Bruderkirchen 
in  den volksdemokratischen 
Ländern gegangen sind und 
auf dem sie dort ein lebendige­
res religiöses Leben entfaltet 
haben, denn je  zuvor.“  H ier  
w ird  der Drohung ganz offen­
sichtlich noch der volksdemo­
kratische Hohn hinzugefügt.

Ausreichend für ein Verbot
Berlin  (Eigenmeldung). Aus 

der Ausgabe des einzigen  katho­
lischen Kirchenblattes der Zone 
„T a g  des H errn “, Leipzig , vom 
8. Januar 1956, wurden v ie r  Sei­
ten beschlagnahmt. Sie enthiel­
ten ein H irtenw ort des Kapitels- 
vikars der Restdiözese Breslau, 
Dr. Ferdinand Pxontek (G örlitz). 
In  seiner Erklärung werden die 
Gläubigen —  ohne näheren H in- 
-weis auf die D D R ! —  nur er­
mahnt, nicht alles unbesehen 
mitzumachen.



So sind sie tcirklicht

Berufspatriot und Bürger von Charkow
' D ies ist ein „bürgerlicher M i­

nister der Sowjetzonenrepublik. 
E r besitzt die sowjetische 
Staatsbürgerschaft, ist M itglied 
der Kommunistischen Parte i der 
Sowjetunion und gehörte zum 
M- (M ilitär)-Apparat der alten 
KPD . Nichtsdestoweniger ist er 
Vorsitzender der „Nationaldemo­
kratischen Pa rte i“ , einer Zweck- 
gründung der SED. Im  M ini­
sterrat verkörpert er das bür­
gerliche Element. Hohe und 
höchste NS-Funktionäre assi­
stieren ihm bei seinen partei­
politischen Bemühungen. E in ige 
davon hat er in der Sowjetunion 
persönlich „umgeschult". A ls 
Außenminister versucht er einen 
seriösen Diplomaten zu im itie­
ren. E r baut darauf, daß die 
Um welt im  Interesse seines 
heutigen Aufgabenbereiches die 
Vergangenheit vergessen hat.

Bolz, 190S geboren, Sohn eines 
Uhrmachers, stammt aus G lei- 
w itz. E r  hat in München, K ie l 
und Breslau studiert. B is 1929 
w irkte er als Gerichtsreferendar, 
um sich dann als Hechtsanwalt 
in Breslau zu etablieren. Be­
reits seit 1926 stand er in  K on ­
takt m it Thälmanns K P D . In  
den letzten drei Jahren der W e i­
marer Republik verte id igte er 
prominente Kommunisten vor 
dem Breslauer Oberlandesge­
richt. Kommunistische Parte i­
veteranen kennen ihn aus dieser 
Zeit als M itarbeiter des M-Ap- 
parates der Berliner K P -Zen ­
trale. Led ig lich  um seine W irk ­
samkeit als Strafverteid iger 
nicht zu untergraben, wurde 
Bolz nur inoffiziell als M itglied 
der Parte i geführt.

„Ich schäme mich . . . “
D ie Nazis untersagten ihm 

jed e w eitere Anwaltstätigkeit. 
Daraufhin übersiedelte Bolz in 
die Freistadt Danzig, um An­
fang 1936 endgültig in die So­
wjetunion zu em igrieren. Kurze 
Zeit darauf arbeitete er als 
Assistent am Moskauer M arx- 
Engels-Lenin-Institut, an dem 
nur verdiente KP-Funktionäre 
Aufnahme finden. A ls Lehrer 
beantragte er 1939 in  Charkow 
die sowjetische Staatsbürger­
schaft. „Ich  schäme mich, Deut­
scher zu sein !“  schreibt er spä­
ter noch in  einem  über der

LOTHÄR BOLZ

litauischen Front ab geworfenen 
Propagandatraktat.

B olz w ird  Bürger von  Char­
kow. A ls die deutschen Trup­
pen Vordringen, siedelt man ihn 
um nach Nowosibirsk. Doch 
bald holen ihn die Inspekteure 
der Koten Arm ee nach Krasno- 
gorsk, zur M itarbeit im  „N a ­
tionalkomitee F reies Deutsch­
land". H ie r  lernt er einen T e il 
jener Offiziere und NS-Führer 
kennen, die später m it ihm die 
N D PD  gründen werden. Unter 
dem Namen „Hudolf Germers­
heim“ kennen ihn Tausende 
K riegsgefangener als A gita tor 
der Koten Armee.

Bolz' ist einer der ersten im  
zerstörten Berlin. Doch bis 1948 
bleibt er unbekannt. D ie Parte i­
biographie g ib t ihn fü r diese 
Zeit als „Anw alt und Publizi­
sten“ aus. Andere wissen es bes­
ser: Im  Zentralsekretariat der 
SED besaß Bolz ein eigenes 
Büro, zu „Studienzwecken“ . Man 
suchte eine irgendwie geartete 
Fortsetzung des „Nationalkomi­
tees“ , um die Hunderttausende 
in  Freiheit belassenen kleinen 
Nationalsozialisten fü r den Kom ­
munismus zu ködern.

Zu dieser Zeit waren Zehn­
tausend© kleiner M itläufer des 
NS-Kegim es in  den KZs der 
Zone umgekommen. D ie „Gro­
ßen“  saßen zumeist warm und 
sicher in  SowjeÜagern, wo man 
sie fü r den neuen Einsatz prä­
parierte.. Im  A pril 1948 erklärte 
Pieck, das Dreiparteien-System

(SED-CDU -LDP) sei „nicht ela­
stisch“ genug. N D PD  und „Bau­
ernpartei“ erhielten das Start­
signal.

B olz gründete die N D PD . Zu 
diesem Zweck ließ er erst eine 
Zeitung erscheinen, die „N atio­
nalzeitung“, die m it geradezu 
ketzerischen Argumenten fü r die 
„kleinen Nazis“ und den von  der 
SED drangsalierten Mittelstand 
Stellung bezog. K u rz darauf 
forderten P lakate an allen L it ­
faßsäulen Ostberlins zur Parte i- 
g^indung auf. Prom inente NS- 
Führer unterschrieben m it vo l­
lem  T ite l ih rer "Vergangenheit. 
Heute aber ist die N D PD  ein 
Kader-Ab leger der SED, m it 
dem die Kommunisten das Bür­
gertum unterwandern möchten. 
E in  Sammelbecken fü r ehe­
m alige Ortsgruppenleiter, die 
nun „Nationale Fron t“-Stütz- 
punktleiter werden, fü r alte 
M ilitaristen, die man in der 
„Volksarmee“ zu schätzen weiß. 
Das SED-Interesse an den „Ehe­
m aligen“ verlagerte sich vom 
K Z  Sachsenhausen auf die 
N D P D -Z en tra le  in  der Ostber­
liner Friedrichstraße.
Der N achfolger Dertingers

Im  September 1948 warde-Bolz 
Parteichef. E r  wandelte sich 
zum Berufs-Patrioten. Das W ort 
„Deutschland“ wurde sein Argu­
ment. Von Charkow sprach er 
nicht mehr, über den „Volksrat“ 
kam er 1949 als Aufbauminister 
in  die erste SED-Kegierung. 
1950 avanciert er als Parteifüh­
rer zum Stellvertreter des M in i­
sterpräsidenten. 1951 schicken 
ihn die Kommunisten zur U N  
nach Paris. Im  Januar 1953 ver­
haftet d ie SED den Ost-CDU- 
Außenminister Dertinger. Im  
Oktober darauf springt Bolz als 
„Bürgerlicher“  ein. Der K on ­
junkturritter Dertinger w ird 
durch den Berufspatrioten Bolz 
sinnvoll ersetzt. ^

B olz ’ außenpolitische Funktion 
besteht im  Kommentieren von 
außenpolitischen Beschlüssen der 
Sowjetbotschaft und des Zen­
tralkomitees. Der Anwalt aus 
Breslau empfängt den Dank der 
Partei, der er fre iw illig  ein L e ­
ben lang diente. Und die Zonen- 
regierung hat einen „bürger­
lichen“ Außenminister vorzu­
weisen . . .



„Die Gesetze sind für uns!44
Die Partei legt fest, wie lange „gebrummt“  wird

Zur Standard-Propaganda der SED gehört der F a ll des in  der 
Bundesrepublik inhaftierten FD  J-Führers Jupp Angenforfc. 
Andere „Friedenskäm pfer“  werden schubweise in Schema-Arti­
keln  z itiert und ihre „Freikäm pfung“  gefordert. Niemals aber 
w ird  man eine Begründung dafür* lesen, warum diese Beute 
eigentlich verhaftet worden sind. Ebensowenig w ie  jener 
ominöse „Grcseurth-Ausschuß“  in  Ostberlin die Zahl von 1873 
„w iderrechtlich Verhafteten“  näher zu erläutern verm ag, die 
nach se ine» Angaben in  W estberlin  während des letzten Jahres 
fü r den Weltkommunismus verlorengegangen sind.

Es geht dabei um drei D inge:
1. W ofü r werden Kommunisten 
h i der Bundesrepublik und in 
W estberlin  verhaftet? 2. Was 
w ird  aus ihnen und w er pite- 
fiflcrt von diesem mißglückt®* 
„Friedenskam pf“ ? 3. W er sind 
jene Rechtsvertreter, d ie unter 
Ausnutzung demokratischer Ge­
setze an westlichen Gerichten 
m it diesen Kommunisten P ro ­
paganda tre iben?

Um es vorw eg  zu nehmen: 
Jener Angenfort is t nur nomi­
nell FDJ-Führer. Tatsächlich 
organisierte er in der Bundes­
republik aus FD  J - Kadern 
schlagkräftige W iderstandsgrup- 
pen, die m it den M itte ln  der 
Sabotage und Spionage tä tig  
Waren. Daß ihm das Gericht 
nicht noch eine weitaus umfang­
reichere Tä tigkeit nachgewiesen 
hat, dürfte der Grund sein, aus 
dem Angenfort nicht allzusehr 
auf Revision des Urteils bestan­
den hat!

D ie Verhaftungen in der Bun­
desrepublik —  es sind sehr w e­
n ige —  betreifen fast ausschließ­
lich Spionagedelikte, Es ist er­
klärlich, daß der SSD seine Ka-

Berlin  (E igenm eldung). D ie 
Umwandlung der beiden so­
w jetzonalen Todesurteile in  
lebenslängliche Zuchthausstra­
fen ändern nichts daran, daß es 
sieh hier u m  Gewalturteile auf 
deutschem Boden handele, er­
klärte Bundesminister Jakob 
Ka iser über den R IA S . D ie 
Schauprozesse in der Zone, die 
Kaiser m it den Schauprozessen 
Frcislers verglich, seien der 
Sta&tswiJlkür entsprungen und 
sollten die Macht der H err­
schende» sichern.

Nach der Verurteilung der

der aus K P D  und i llega ler F D J  
rekrutiert. In  W estberlin sind 
die Ui'sachen augenf ä llig e r :
W enn fast jeden Monat ein ige 
Tausend Kommunisten m it P fla ­
stersteinen und Schlagringen 
agitieren, kann es natürlich Vor­
kommen, daß ein ige der übel­
sten Schläger auch m al fest ge­
nommen werden. D er Unter­
schied ist nur: Tn der Zone wür­
den sie dafür 25 Jahre erhalten, 
in  W estberlin  sitzen sie meist 
nur 24 Stunden schön warm  auf 
einer Polizeiwache. Daß SSD- 
Fangkommandos, Menschenräu­
ber und verwandte Sparten der 
SSD-Untergrundarbeit länger 
sitzen, läßt sich gew iß erklären. 

Profitieren  kann von  dieser 
A r t  „Friedenskam pf“  nur die 
kommunistische Presse, die so­
m it M aterial über den angeb­
lichen „Terror im  W esten“ er­
hält. D ie Pa rte i dagegen besitzt 
ein ausgeklügeltes Reglem ent 
über die Dauer der gegen  ihre 
„Friedenskäm pfer“ verhängten 
Strafen: Durch den von der 
SED gestellten Anwalt w ird  dem 
Verhafteten kundgetan, • w ie 
lange er zu „brummen“  hat.

sogenannten Abwerber klänge 
die Paro le „Deutsche an einen 
Tisch“ mehr denn je  w ie Hohn. 
Justizorgane und Rechtspre­
chung seien in  der Zone Instru­
mente der Tagespolitik. D er 
Bundesminister betonte: „A lle  
Verantwortlichen in den Haupt­
städten der W e lt • sollten sich 
gerade nach den Erfahrungen 
dieser jüngsten Zeit zu neuen 
und entscheidenden Bemühun­
gen veranlaßt sehen, den K r i­
senherd auf deutschem Boden 
zu beseitigen. Sie müssen sich 
bewußt werden, daß Deutsch­
land unteilbar ist."

Angen fort hätte zum Beispiel 
mühelos noch in  die Zone über- 
siedeln können. Seine Komplicen 
haben das fa st a lle getan. E r 
aber „sitzt“ , w e i l  d i e  P a r ­
t e i  e s  w i l l .  Sie braucht 
einen M ärtyrer, als Schlagzeile 
fü r FDJ-Zeitungen, und sie 
wäre vielleicht sehr unangenehm 
berührt gewesen, hätte man 
ihren Angenfort auf freien Fuß 
g ese tz t. . .

Kanl, Groseurth & Co.
Am  bekanntesten ist SED-An- 

w alt Kaul, ständiger Reisender 
in Sachen verhafteter Kommuni­
sten. Von ihm stammt das 
W ort: „Das Gesetz ist fü r uns!“ 
Und er weiß sich des bürger­
lichen Rechtes sehr gut zu be­
dienen, wenn es um die Zer­
schlagung der bürgerlichen Ord­
nung geht. In  Berlin residiert 
Frau  Dr. Groseurth. F rau  eines 
von den Nazis umgebrachten In ­
tellektuellen, die heute nur 
ihren Namen hergeben muß fü r 
e in  Advokaten-Vnternehm en der 
SED. Im  Namen des ermordeten. 
Groseurth werden heute andere 
Mörder, Mensch enräuber und 
Stahlruten-R.owdies, verteid igt.

Keine Befugnis
Das aus dem „Rechtsausschuß 

der Nationalen F ron t“ hervorge­
gangene Unternehmen Gros- 
curth g re ift nur au f Veranlas- 
lung der SED ein und hat keine 
Befugnis, etw a einem in  Ost­
berlin verhafteten W estberliner 
oder sogar Ostberliner Rechts­
beistand zu leisten. A lle in  diese 
Tatsache m ag den Charakter 
kommunistisch organisierten Ad- 
vokatentums beleuchten. Die 
Pa rte i g ib t fü r diese Unterneh­
men Unsummen Ost- und W est­
ge ld  aus. Wenn aber einer ihrer 
Genossen —  w ie  geschehen —  m  
W estberlin  w egen eines D elik­
tes, das ihm im  umgekehrten 
Fa lle  im Osten sechs Jahre 
Zuchthaus eingetragen hätte, zu 
einer Geldstrafe verurteilt w ird, 
und er könnte diese Strafe sogar 
selbst auf Grund seines Funk­
tionärs-Lohnumtausches bezah­
len, dann sagt die Pa rte i: „Nein, 
geh lieber ins G efängn is!“ W eil 
sie dann eine Schlagzeile hat: 
„W erner Piependeckel muß fre i­
gekämpft w erden! Entreißt ihn 
dem Terro r in  W estberlin !"

Eine eigene Methode, die ihre 
„Friedenskäm pfer“  und M ärty­
rer nach dem Bedarf an Schlag­
zeilen produziert. —

„Instrum ent der Tagespolitik44
Kaiser über den Afo-werberprozeß in Ostberlin



Wenn Frauen politisch wähleii
Eine Untersuchung der UNESCO 

Köln  (E igenbericht). In  rund 60 Staaten der W e lt  wählen die 
Frauen —  der Form  nach politisch gleichberechtigt, das ergab 
je tz t eine Untersuchung der UNESCO. Den A n fang m it der 
Frau an der Wahlurne machten Neuseeland, Australien, N o r­
wegen und Finnland zwischen 1897 und 1913. V ier Nationen bis 
2914, 19 danach bis 1924, 10 dann bis 1944, 18 bis 1948 und 9 bis 
1955 entschieden sich fü r die politische Gleichberechtigung der 
Geschlechter.
D ie  Entwicklung wurde also 

durch K riege  und Revolutionen 
vorangetrieben, w obei als K u ­
riosum zu verzeichnen ist, daß 
nach allgem einer Erfahrung die 
Frauen durchschnittlich rechts 
und konservativ wählen, also 
durchweg jene Parteien, die sich 
gegen  die Gefahren der Frauen­
emanzipation wehren.

In  W esteuropa sind die w est­
deutschen Parlamentarierinnen 
am zahlenstärksten —  m it 45 
Abgeordnetensitzen oder 8,8 %.
In  der französischen National­
versammlung stellen die Frauen 
nur 3,5 Prozent, im „P ion ier- 
land“ Norw egen  auch nur 5 P ro ­
zent. D ie Sowjetunion dürfte da­
gegen  m it der Quote von 16 P ro ­
zent führen. W e it  am Ende des 
Feldes liegen die U SA m it 
2 Prozent. Der UNESCO-Bericht 
faßt dabei zusammen: die
Frauen leben selbst im Parla ­
ment noch überwiegend' „in  der 
Küche“ , nämlich im  Bereich der 
typisch fraulichen Interessen fü r 
Sozialprobleme, Fam ilienfragen,
M ütterfürsorge und K inder­
schutz.

Nach den UNESCO-Experten 
sind heute in  der W e lt dis 
Frauen bis zu 10 Prozen t w eni­
g er  w ahlfreudig als die Män­
ner. V ie r  von fü n f Wählerinnen 
sind verheiratet, und neun von 
zehn Ehefrauen schließen sich 
dem männlichen U rte il an, da­

von mindestens die H ä lfte blind­
lings.

Besonders in  England, wo das 
Persönlichkeitswahlrecht vor­
herrscht, dürften dabei aber die 
Frauen —  w ie  auch anderswo —- 
o ft das „Zünglein an der W aage“ 
bilden, das o ft mehr nach per­
sönlichen Sympathien als nach 
Programmpunkten ausschlägt. 
Außerdem werden durch das 
Frauenwahlrecht heute wohl alle 
Parteien veranlaßt, in  ihrer 
Propaganda auf die weiblichen 
Mentalitäten mehr Rücksicht zu 
nehmen, auch wenn sie nur ver­
einzelt Frauen als Kandidatin­
nen nominieren.

Wahrscheinlich w ill kaum eine 
Frau  etwas m it der P o litik  zu 
schaffen haben, und wahrschein­
lich ist fast jede Frau davon 
überzeugt, daß W eltfrieden  und 
soziale Gerechtigkeit besser bei 
den Frauen, Landesverteidigung 
und 5-Jahres-Pläne besser bei 
den Männern aufgehoben sind. 
D ie  B efragung jedoch ergab, 
daß manche Frauen sich scheu­
ten, entweder ihre verächtlichen 
Z w eife l an den männlichen P o li­
tikern oder ga r ih r naives 
Desinteresse dem neugierigen 
Fragebogen  anzuvertrauen.

N ur die immer noch 'weiter­
rollende Law ine der berufstäti­
gen Frauen könnte h ier eine 
W andlung zu echter politischer 
Anteilnahme bewirken.

Kampf um die Wehrgesetze
(Fortsetzung voa Seite 2)
ihm herausgenommen und einer 
unmittelbaren Verantwortlich­
keit gegenüber dem Parlam ent 
unterstellt würde.

D ie SPD  sollte in  dieser Streit­
fra ge  aber auch deshalb einsich­
t ig  sein, w eil der Verteid igungs­
m inister im  F a lle  einer w irklich 
berechtigten. Unzufriedenheit m it 
seiner Amtsführung durch das 
Mißtrauensvotum gegen  den 
Bundeskanzler jederzeit besei­
t ig t  werden kann. Es würde un­
ter Umständen sogar die Pflicht

des Parlaments sein, diesen 
W e g  zu gehen. Es besteht des­
halb nicht der geringste Anlaß, 
ein verfassungsrechtliches R e - 
gierungssystem  zu durchlöchern, 
aas der deutschen P o litik  —  von 
dem Sonderiall des heutigen 
Bundestages m it seiner absolu­
ten CDU-M ehrlieit abgesehen —* 
auch später eine größere Stabili­
tä t zu geben vermag, als sie 
vergleichsweise in  der W eim arer 
Republik zu verzeichnen war. 
M an sollte diesen Fortschritt 
nicht w ieder aufs Spiel setzen.

SSO, lieriiilrenl
D er kleine TA G  w ird  ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er  Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruh ig hei der Po lize i 
oder beim. Bürgerm eister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeberu Übrigens 
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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Dorf erbt 250 000 DM
N endorf (A P ). Sein ganzes 

Verm ögen in Höhe von runä  
250 000 D M  hat der Deutsch. 
Amerikaner W ill i  W ig g e r t  sei­
ner Heimatgemeinde, dem 1500 
Einwohner zählenden Ort Nen­
dorf bei Stolzenau an der 
Weser, hinterlassen. D er 72jäh- 
r ig e  W ill i  W igge rt ist zusam­
men m it seiner Frau  bei einem 
Auiounfall am zweiten W eih ­
nachtstag letzten Jahres ums 
Leben  gekommen. V or 40 Jah­
ren  w ar er nach Am erika aus­
gewandert. In  kurzer Zeit 
brachte er es als Großkauf- 
mann zu Ansehen und Verm ö­
gen. Seine Heim at aber vergaß 
er nicht.

450 Kälteopfer
Frankfurt (AP/D PA ). D ie  über 

ganz Europa lastende sibirische 
K ä lte  hat über 450 Todesopfer 
gefordert. E in  Nachlassen des 
Frostes ist noch nicht abzu­
sehen. In  vie len  Teilen  Europas 
wurden die Luftbrücken zur 
Versorgung abgeschniitener In ­
seln und Ortschaften verstärkt.

D er E isgang auf der Unterelba 
beeinträchtigt je tz t  auch die 
Seeschiffahrt. Schiffe b is zu 3000 
Tonnen saßen o ft  mehrere Stun­
den in  dem zu gew altigen B ar­
rieren  aufgetürmten Treibeis 
fest. In  W ilhalmhaven g in g  ein 
Tankboot der Esso unter» nach­
dem es von den Treibeism asses 
an einem K a i zertrümmert w er- 
d'ea war.



D A S  B IL D  D E R  W O C H E : Italiens Außenm inister in Berlin . Pro f. Gaeiano M artina {rechts) 
und seine Gattin wurden  in Tem pelhof Yon Bürgerm eister Am rehm  begrüßt.

«Ich leide so sehr unter kalten Füßen i"

Östlich© Ballonpsychose

„Mann, hicks,— hoffentlich führt er nicht 
zu internationalen Verwicklungen"!

Kalte Tage

t t t h t h t


